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Informationscheck 

Die Antworten der Parteien zu den Fragen enthalten oft Fakten, Meinungen und politische 

Forderungen. 

Mit unserem Informationscheck wollten wir herausfinden, welche Aussagen man mit Quellen 

überprüfen kann und was man über diese Aussagen herausfinden kann. Dabei geht es nicht 

darum, Parteien zu bewerten. 

 

Fakten sind Tatsachen.  

Man kann zum Beispiel mit Statistiken, Gesetzen oder Studien überprüfen. 

Beispiel:  

„Die Bevölkerung Berlins ist in den letzten Jahren gewachsen.“  

„An Berliner Schulen fehlen Lehrkräfte.“ 

➢ Muss anhand von Studien oder Statistiken geprüft werden. 

 

Meinungen sind persönliche Ansichten oder Bewertungen.  

Menschen können unterschiedliche Meinungen haben. 

Beispiel: 

„Die Berliner Schulen sind schlecht.“ 

➢ Meinung (Was bedeutet „schlecht“?) 

 

„Es kommen zu viele Menschen nach Berlin.“ 

➢ Meinung/Bewertung (Was bedeutet „zu viele“?) 
 

Politische Forderungen sind Vorschläge oder Ziele für die Zukunft.  

Sie zeigen, was eine Partei verändern oder erreichen möchte. Ob eine Forderung gut oder 

schlecht ist, bewertet jeder Mensch für sich allein. 

Oft werden Wörter dafür genutzt wie:  

➢ „wir wollen...“, „wir werden…“, „wir fordern…“, „wir setzen uns ein für…“, „wir 

planen…“, „wir möchten…“, „wir werden dafür sorgen, dass…“ 

 Beispiel: 

„Wir wollen mehr Geld für Jugendclubs ausgeben.“ 

➢ Das ist eine politische Forderung. 

 

Woran erkenne ich gute Informationen? 

Wenn du Informationen liest oder hörst, frage dich: 

• Woher kommt die Information? 

• Gibt es Quellen dazu? 

• Ist das eine Tatsache oder eher eine Meinung? 

• Fehlen wichtige Informationen? 

• Beruhen andere Quellen auf den gleichen Informationen? 

 

Manchmal stimmt eine Aussage, erzählt aber nicht die ganze Geschichte. Deshalb lohnt es 

sich, Informationen aus verschiedenen Quellen zu vergleichen und genauer hinzuschauen.  
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Wie funktioniert dieser Informationscheck? 

Wir haben uns alle Aussagen von Parteien genauer angeschaut. 

 

Dabei haben wir nur Aussagen geprüft, die 

etwas über folgende Elemente zeigen: 

 

   Zahlen und Statistiken 

   Gesetze und Regeln 

   Aussagen über Dinge, die Parteien   

      gemacht haben 

   Aussagen über Ereignisse oder   

      Entwicklungen 

Nicht geprüft haben wir: 

 

 

  Meinungen 

  politische Forderungen 

  Aussagen, die man nicht eindeutig   

      überprüfen kann 

 

 

Wie haben wir geprüft? 

Wir haben Informationen aus verschiedenen Quellen genutzt, zum Beispiel: 

• Statistiken 

• Gesetze 

• Berichte von Behörden 

• Studien und Forschung 

Was bedeutet das Symbol ? 

Das Symbol zeigt Aussagen, bei denen bei unserem Check Fragen aufgekommen sind. 

 

Zum Beispiel weil: 

• Informationen fehlen, 

• verschiedene Quellen zu unterschiedlichen Ergebnissen kommen, 

• oder die Aussage komplizierter ist, als sie auf den ersten Blick wirkt. 

 

Das Symbol bedeutet nicht automatisch, dass eine Aussage falsch ist. 

 

Bei diesen Fragen ist ein Symbol zu finden: 

Infocheck der Fragen mit einem Symbol  

Frage 2 – Wollen Sie mehr Geld für Jugendliche ausgeben und wenn ja, wofür? .......................... 3 

Frage 3 - Auch Jugendliche wollen Orte, an denen Sie sich gerne aufhalten. Wie wollen Sie mehr 

solcher Orte schaffen? .................................................................................................................. 6 

Frage 13 - Warum ist Essen so teuer und was tun Sie dagegen? .................................................. 7 

Frage 14 - Was wollen Sie machen, damit wir günstig wohnen können? ....................................... 8 

Frage 16 - Was tun Sie dafür, dass unsere Stadt sauberer wird? .................................................. 9 

Frage 19 - Was wollen Sie gegen Polizeigewalt machen? ........................................................... 10 

Frage 20 - Was tun Sie dagegen, dass Menschen auf der Straße leben? .................................... 11 
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Infocheck der Fragen mit einem Symbol  

 

Frage 2 – Wollen Sie mehr Geld für Jugendliche ausgeben und wenn 

ja, wofür? 

 

Antwort Volt: 

„Berlin hat zuletzt fast 50 Millionen Euro bei Jugendarbeit, Schulsozialarbeit und politischer Bildung 

gestrichen.“ 

Für die Überprüfung dieser Aussage wurde die Senatsverwaltung für Bildung, Jugend und Familie um 

Informationen gebeten. 

Für Jugendarbeit, Schulsozialarbeit und politische Bildung lassen sich in amtlichen Dokumenten 

folgende finanzielle Entwicklungen der letzten Jahre nachvollziehen: 

Jugendarbeit nach den §§ 11 und 12 SGB VIII 

Im Zuge der Umsetzung des Jugendfördergesetzes wurden Einrichtungen und Angebote der 

Jugendarbeit sowie Beteiligungsformate nach § 11 SGB VIII in den Bezirken gestärkt. Die bezirklichen 

Mittel für die Jugendarbeit wurden zwischen 2020 und 2023 stufenweise erhöht, um Angebote 

auszubauen und die Angebotsvielfalt zu sichern. Insgesamt stieg das Budget der bezirklichen 

Jugendarbeit zwischen 2020 und 2026 von 95,2 Mio. Euro auf 135,7 Mio. Euro, was einem Aufwuchs 

von rund 43 % entspricht. Seit 2021 stellt das Land den Bezirken zusätzliche Mittel in Höhe von 

jährlich 12,2 Mio. Euro zur Verfügung, um bedarfsgerechte Angebote der Jugendarbeit sowie 

gesamtstädtische Schwerpunkte – etwa im Bereich Beteiligung oder zur Gewaltprävention – in den 

Bezirken umzusetzen. 

Auf dieser Grundlage hat sich eine vielfältige Beteiligungslandschaft in den Berliner Bezirken 

entwickelt, wie z.B. Kinder- und Jugendbüros, Kinder- und Jugendparlamente, Jugend-BVV, 

Jugendforen. 

Darüber hinaus werden vom Land Berlin vielfältige Angebote der Jugendarbeit nach den §§ 11 und 

12 SGB VIII – von Projekten der kulturellen Bildung, Medienbildung oder mobilen Jugendarbeit über 

Integrationsreisen, Jugendbildungsstätten, Jugendverbänden bis hin zu Programmen der Förderung 

von Beteiligung und demokratischer Teilhabe zur Verfügung gestellt. Zusammen mit den Mitteln im 

Rahmen des Jugendfördergesetzes stiegen die finanziellen Ausgaben von 20,2 Mio. (2020) auf 41,25 

Mio. Euro (2024). Im Haushaltsjahr 2026 stellt der Senat für Angebote der Jugendarbeit inzwischen 

rund 48 Mio. Euro zur Verfügung.   

Dabei wurden insbesondere Angebote zur Unterstützung der Beteiligung junger Menschen sowie der 

außerschulischen politischen Bildung nach § 11 SGB VIII ausgebaut. Beispielsweise stehen zur 

Förderung von Jugendverbänden und Jugendbildungsstätten jährlich rund 9,9 Millionen Euro (Stand 

2026) zur Verfügung.  

Für das landesweite Kompetenzzentrum für Beteiligung und Demokratiebildung in der Kinder- und 

Jugendhilfe werden im Doppelhaushalt 2026/27 jährlich 590.000 Euro bereitgestellt. Dieses ist u.a. 

Landeskoordinierungsstelle für die Umsetzung der U16/U18-Wahlen vor jeder regulären Wahl, setzt 

gesamtstädtische Befragungen im Rahmen der Beteiligung am Landesjugendförderplan gemäß 

AGKJHG um, ist Geschäftsstelle für überbezirkliche Gremien der Beteiligung und begleitet das 
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Selbstvertretungsgremien junger Menschen in der stationären Jugendhilfe in Kooperation mit der 

Senatsverwaltung für Jugend, Bildung und Familie.  

Darüber hinaus wird seit 2012 das Landesprogramm Jugend-Demokratiefonds „Stark gemacht! 

Jugend nimmt Einfluss“ umgesetzt, das Projekte zur Förderung von Partizipation und demokratischem 

Engagement von Kindern und Jugendlichen unterstützt, unter anderem über Jugendjurys, in denen 

junge Menschen selbst über Förderungen entscheiden. 

Schulsozialarbeit 

Das Landesprogramm „Jugendsozialarbeit an Berliner Schulen“ besteht seit 2006 und wird 

kontinuierlich weiterentwickelt. Die rechtliche Grundlage für den Einsatz von Jugendsozialarbeit ist im 

Schulgesetz in § 5b "Schulbezogene Jugendsozialarbeit" festgeschrieben. 

Jugendsozialarbeit an Schulen bietet Schülerinnen und Schülern, Eltern sowie Lehrkräften 

Begleitung, Beratung und Unterstützung in konkreten Einzelfällen. Sie trägt zur Stabilisierung von 

Schülerinnen und Schülern und Familien in schwierigen Lebenssituationen bei und vermindert so 

Chancenungleichheiten aufgrund individueller Beeinträchtigungen oder sozialer Benachteiligungen. 

Die Projekte der Elternbegleitung an Grundschulen und das Projekt der Roma-Mediation aus den 

Jahren 2020/2021 bzw. 2022/2023 werden im Doppelhaushalt 2026/27 fortgeführt. 

Darüber hinaus werden zusätzliche 60 Stellen weiterfinanziert, die im Rahmen des Gipfels gegen 

Jugendgewalt 2023 vereinbart wurden. 

Die finanziellen Mittel und die personelle Ausstattung des Landesprogramms wurden seit Einführung 

kontinuierlich erhöht, um den steigenden Bedarfen gerecht zu werden. Folgende Ansätze lassen sich 

in amtlichen Dokumenten sowie den letzten beiden Haushaltsplänen ablesen:  

• 2021: Der Ansatz betrug 32,7 Mio. Euro. 

• 2022: Der Ansatz stieg auf 44 Mio. Euro. 

• 2023: Der Ansatz wurde auf 45,441 Mio. Euro erhöht. 

• 2024: Der Ansatz wurde auf 54,331 Mio. Euro erhöht. 

• 2025: Der Ansatz betrug 57,422 Mio. Euro, beinhaltete dabei zusätzliche Tarifmittel, die zuvor 

in einem anderen Haushaltstitel gebündelt waren. 

• 2026: Der Ansatz beträgt 55,001 Millionen Euro: das Programm wird ungekürzt fortgeführt; es 

wurden keine Personalstellen abgebaut; die Tarifmittel sind wieder in einem anderen 

Haushaltstitel gebündelt. 

• 2027: es sind 56,10 Mio. Euro (ohne Tarifmittel) vorgesehen 

Fazit: In der Jugendarbeit, in der außerschulischen politischen Bildung sowie in der Schulsozialarbeit 

wurden in den letzten Jahren keine Kürzungen vorgenommen. Im Gegenteil wurden die finanziellen 

Mittel für diese Handlungsfelder kontinuierlich aufgestockt. 

Quellen: 

https://www.berlin.de/sen/finanzen/haushalt/downloads/haushaltsplan-2026-

27/artikel.1644823.php#headline_1_0  

https://www.parlament-

berlin.de/adosservice/19/Haupt/aktuelles/Band%2010_2024_2025_Epl%2010.pdf  

https://www.parlament-berlin.de/ados/19/BildJugFam/vorgang/bjf19-0366-HH_2026-2027-

Epl.%2010.pdf  

https://pardok.parlament-berlin.de/starweb/adis/citat/VT/19/SchrAnfr/S19-23523.pdf  

https://www.parlament-berlin.de/adosservice/19/Haupt/vorgang/h19-2100.B-v.pdf 

https://www.berlin.de/sen/finanzen/haushalt/downloads/haushaltsplan-2026-27/artikel.1644823.php#headline_1_0
https://www.berlin.de/sen/finanzen/haushalt/downloads/haushaltsplan-2026-27/artikel.1644823.php#headline_1_0
https://www.parlament-berlin.de/adosservice/19/Haupt/aktuelles/Band%2010_2024_2025_Epl%2010.pdf
https://www.parlament-berlin.de/adosservice/19/Haupt/aktuelles/Band%2010_2024_2025_Epl%2010.pdf
https://www.parlament-berlin.de/ados/19/BildJugFam/vorgang/bjf19-0366-HH_2026-2027-Epl.%2010.pdf
https://www.parlament-berlin.de/ados/19/BildJugFam/vorgang/bjf19-0366-HH_2026-2027-Epl.%2010.pdf
https://pardok.parlament-berlin.de/starweb/adis/citat/VT/19/SchrAnfr/S19-23523.pdf
https://www.parlament-berlin.de/adosservice/19/Haupt/vorgang/h19-2100.B-v.pdf
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Antwort SGP: 

„Während Milliarden in Rüstung fließen, werden Schulen, Jugendclubs und Bibliotheken 

kaputtgespart.“ 

Für die Überprüfung dieser Aussage wurde die Senatsverwaltung für Bildung, Jugend und Familie um 

Informationen gebeten: 

Im Verteidigungshaushalt lässt sich nachlesen, dass Milliarden Euro für Rüstung ausgegeben werden. 

Über diese Ausgaben entscheidet, wird jedoch auf Bundesebene entschieden. 

In den Haushaltsplänen des Landes Berlin wurden keine Verringerung der Ausgaben für öffentliche 

Grundschulen festgestellt. Die Ausgaben für öffentliche weiterführende allgemeinbildende Schulen 

(ohne Sonderschulen/Förderschulen) hat sich um knapp 2,5 Millionen Euro verringert. Ausgaben im 

Bereich der sonstigen schulischen Aufgaben (schulartübergreifende Projekte, Schulsport und 

Schulwettbewerbe, Schüler*innen- und Lehrkräfteaustausch, Medienbildung oder Verkehrserziehung, 

Schulberatungsstellen, schulpsychologische Angebote, Medienzentren, etc.) wurde um rund 165 

Millionen Euro verringert. Gelder für öffentliche Sonderschulen sowie für öffentliche Grundschulen 

haben Zuwächse erhalten.  

In der Jugendarbeit stieg die Anzahl der Standorte von Jugendclubs, Abenteuerspielplätzen, 

Medienkompetenzzentren, Jugendkulturzentren, pädagogisch betreuten Spielplätzen, etc. in den 

letzten Jahren an. Schließungen von Einrichtungen fanden vornehmlich im Rahmen von Sanierungen, 

Umbauten oder Trägerwechseln statt, wohingegen auch zahlreiche neue Einrichtungen eröffnet 

wurden. Unabhängig von der quantitativen Anzahl der Standorte wird im Landesjugendförderplan auf 

die Notwendigkeit der Sanierung und Modernisierung der Jugendclubs, insbesondere hinsichtlich der 

Aspekte Barrierefreiheit, digitaler Infrastruktur und Nachhaltigkeit, hingewiesen.   

Im Bereich der Kultur wurden vom Haushalt 2024/2025 zu 2026/2027 Ausgaben für die Bereiche des 

Theaters und der Museen verringert. Anstieg erfahren haben Musikschulen, nichtwissenschaftliche 

Bibliotheken und kirchliche Angelegenheiten.  

Quellen: 

https://www.berlin.de/sen/finanzen/haushalt/downloads/haushaltsplan-2026-

27/artikel.1644823.php#headline_1_0 

https://www.parlament-berlin.de/adosservice/19/Haupt/vorgang/h19-1100-

v_Band14_2024_2025_Epl%2015-27-29.pdf 

https://www.parlament-berlin.de/ados/18/IIIPlen/vorgang/d18-3940%20Band%2014%20-

%20Epl_15_27_29.pdf  

https://pardok.parlament-berlin.de/starweb/adis/citat/VT/19/SchrAnfr/S19-15696.pdf 

https://pardok.parlament-berlin.de/starweb/adis/citat/VT/19/SchrAnfr/S19-23523.pdf 

https://pardok.parlament-berlin.de/starweb/adis/citat/VT/19/SchrAnfr/S19-25576.pdf 

https://www.berlin.de/sen/jugend/jugend/jugendarbeit/jugendfoerder-und-beteiligungsgesetz/  

 

 

 

 

https://www.berlin.de/sen/finanzen/haushalt/downloads/haushaltsplan-2026-27/artikel.1644823.php#headline_1_0
https://www.berlin.de/sen/finanzen/haushalt/downloads/haushaltsplan-2026-27/artikel.1644823.php#headline_1_0
https://www.parlament-berlin.de/adosservice/19/Haupt/vorgang/h19-1100-v_Band14_2024_2025_Epl%2015-27-29.pdf
https://www.parlament-berlin.de/adosservice/19/Haupt/vorgang/h19-1100-v_Band14_2024_2025_Epl%2015-27-29.pdf
https://www.parlament-berlin.de/ados/18/IIIPlen/vorgang/d18-3940%20Band%2014%20-%20Epl_15_27_29.pdf
https://www.parlament-berlin.de/ados/18/IIIPlen/vorgang/d18-3940%20Band%2014%20-%20Epl_15_27_29.pdf
https://pardok.parlament-berlin.de/starweb/adis/citat/VT/19/SchrAnfr/S19-23523.pdf
https://pardok.parlament-berlin.de/starweb/adis/citat/VT/19/SchrAnfr/S19-25576.pdf
https://www.berlin.de/sen/jugend/jugend/jugendarbeit/jugendfoerder-und-beteiligungsgesetz/
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Frage 3 - Auch Jugendliche wollen Orte, an denen Sie sich gerne 

aufhalten. Wie wollen Sie mehr solcher Orte schaffen? 

 

Antwort SGP: 

„Ob Schwimmbad, Jugendhaus oder die Stadtbücherei zum Lernen – all diese Orte werden aktuell 

radikal geschlossen…“ 

Für die Überprüfung dieser Aussage wurde die Senatsverwaltung für Bildung, Jugend und Familie um 

Informationen gebeten. 

 

Aktuell sind mehrere Berliner Bäder aufgrund von Sanierungen geschlossen. Für die Aussage der 

radikalen Schließung konnte keine Quelle gefunden werden. 

Es bestehen Unklarheiten bezüglich der Sanierung mehrerer Bäder in Berlin. Bei fehlenden 

finanziellen Mittel für die Sanierung dieser Bäder besteht ein Ausfallrisiko für mehrere betroffene 

Bäder und damit deren potenzielle Schließung in den kommenden Jahren.  

In den letzten Jahren stieg die Anzahl der Standorte von Jugendclubs, Medienkompetenzzentren, 

Jugendkulturzentren, etc. von 401 (2015) auf 413 (2024) an. Schließungen von Einrichtungen fanden 

vornehmlich im Rahmen von Sanierungen, Umbauten oder Trägerwechseln statt, wohingegen auch 

zahlreiche neue Einrichtungen eröffnet wurden.  

Quellen: 

https://www.tagesspiegel.de/berlin/dauerbaustelle-schwimmbader-acht-der-35-berliner-hallenbader-

sind-derzeit-geschlossen-12994516.html 

https://www.berlinerbaeder.de/unternehmen/baustellen/ 

https://www.parlament-berlin.de/adosservice/19/Haupt/vorgang/h19-2249-v.pdf 

https://pardok.parlament-berlin.de/starweb/adis/citat/VT/19/SchrAnfr/S19-15696.pdf 

https://pardok.parlament-berlin.de/starweb/adis/citat/VT/19/SchrAnfr/S19-23523.pdf 

https://pardok.parlament-berlin.de/starweb/adis/citat/VT/19/SchrAnfr/S19-25576.pdf 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

https://www.tagesspiegel.de/berlin/dauerbaustelle-schwimmbader-acht-der-35-berliner-hallenbader-sind-derzeit-geschlossen-12994516.html
https://www.tagesspiegel.de/berlin/dauerbaustelle-schwimmbader-acht-der-35-berliner-hallenbader-sind-derzeit-geschlossen-12994516.html
https://www.berlinerbaeder.de/unternehmen/baustellen/
https://www.parlament-berlin.de/adosservice/19/Haupt/vorgang/h19-2249-v.pdf
https://pardok.parlament-berlin.de/starweb/adis/citat/VT/19/SchrAnfr/S19-23523.pdf
https://pardok.parlament-berlin.de/starweb/adis/citat/VT/19/SchrAnfr/S19-25576.pdf
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Frage 13 - Warum ist Essen so teuer und was tun Sie dagegen? 

 

Antwort AfD: 

„das liegt auch an den vielen Vorschriften zu Bio-Gerichten, vegetarischen oder veganen Essen. 

Außerdem gibt es kaum noch Schulen, in denen das Essen direkt gekocht wird. Und seit das 

Schulessen in Berlin kostenlos ist, wird viel zu viel weggeschmissen.“ 

 

Für das Schulessen in Berlin gibt es tatsächlich Vorgaben, zum Beispiel zu gesunder Ernährung und 

ausgewogenen Mahlzeiten. Das kostenlose Schulessen gilt jedoch nur für Grundschüler*innen bis zur 

6. Klasse. 

Ob seit der Einführung des kostenlosen Schulessens mehr Essen weggeworfen wird, lässt sich nicht 

eindeutig belegen. Für diese Behauptung gibt es keine allgemein anerkannten Nachweise. 

 

Quellen: 

Richtlinien für freie Träger bzw. die von ihnen beauftragten Caterer bei Übernahme der schulischen 

Mittagsverpflegung gemäß SchulRV/frSchulRV 

https://www.berlin.de/sen/bildung/unterstuetzung/praevention-in-der-schule/gesundheit/ernaehrung/ 

https://www.destatis.de/DE/Presse/Pressemitteilungen/2026/05/PD26_N029_61.html 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

https://www.berlin.de/sen/bildung/unterstuetzung/praevention-in-der-schule/gesundheit/ernaehrung/
https://www.destatis.de/DE/Presse/Pressemitteilungen/2026/05/PD26_N029_61.html
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Frage 14 - Was wollen Sie machen, damit wir günstig wohnen 

können? 

 

Antwort AfD: 

„Solange die Einreise nach Deutschland nicht den vorhandenen Gesetzen entsprechend geregelt 

ist,….“ 

 

Die Aussage lässt sich nicht eindeutig überprüfen. Es bleibt unklar, welche „vorhandenen Gesetze“ 

gemeint sind und inwiefern diese nach Ansicht der Partei nicht ausreichend umgesetzt werden. Die 

Einreise nach Deutschland ist bereits durch verschiedene deutsche und europäische Gesetze 

geregelt, etwa das Aufenthaltsgesetz, das Asylgesetz und EU-Regelungen. Welche dieser 

Regelungen nach Ansicht der Partei geändert oder anders umgesetzt werden sollten, wird nicht 

erklärt. 

Mögliche Gesetze und Regelungen sind: 

Aufenthaltsgesetz: Dieses Gesetz regelt, wer nach Deutschland einreisen darf, wer hierbleiben kann 

und unter welchen Bedingungen Menschen das Land wieder verlassen müssen. Es enthält zum 

Beispiel Regeln für Arbeitsmigration, Familiennachzug oder Aufenthaltserlaubnisse.  

Asylgesetz (Art 16a Abs. 1 Grundgesetz): Das Asylgesetz legt fest, wie Menschen in Deutschland 

Schutz beantragen können und wie über ihren Asylantrag entschieden wird. Es regelt außerdem ihre 

Rechte und Pflichten während des Asylverfahrens.  

Dublin-Verordnung der EU: Diese europäische Regelung bestimmt, welcher EU-Staat für die 

Bearbeitung eines Asylantrags zuständig ist. Meist ist dies das Land, in dem eine Person zuerst 

europäischen Boden betreten oder registriert wurde.  

Schengen-Regelungen: Die Schengen-Staaten haben ihre Grenzkontrollen untereinander 

weitgehend abgeschafft. Gleichzeitig gibt es gemeinsame Regeln für die Einreise von Menschen aus 

Nicht-EU-Staaten in den Schengen-Raum.  

Freizügigkeitsrecht der EU: Bürger*innen der Europäischen Union dürfen sich grundsätzlich frei in 

anderen EU-Staaten bewegen, dort wohnen, arbeiten oder studieren. Für sie gelten andere Regeln 

als für Menschen aus Nicht-EU-Staaten.  

Rückführungs- und Abschieberegelungen: Diese Regelungen legen fest, wann Menschen 

Deutschland wieder verlassen müssen, wenn sie kein Aufenthaltsrecht haben. Sie regeln auch die 

Verfahren für freiwillige Ausreisen und Abschiebungen. 

Für einen tatsächlichen Infocheck wären genauere Angaben nötig, zum Beispiel: 

• Welche Gesetze sind gemeint?  

• Welche Regelungen sollen verändert werden?  

• Woran wird festgemacht, dass die Einreise derzeit nicht ausreichend geregelt ist?  

 

Quellen: 

https://www.auswaertiges-amt.de/de/service/visa-und-aufenthalt  

https://www.bamf.de/DE/Themen/MigrationAufenthalt/migrationaufenthalt-node.html  

https://www.auswaertiges-amt.de/de/service/visa-und-aufenthalt
https://www.bamf.de/DE/Themen/MigrationAufenthalt/migrationaufenthalt-node.html
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Frage 16 - Was tun Sie dafür, dass unsere Stadt sauberer wird? 

 

Antwort SGP: 

„….Stellenabbaus bei der BSR und anderen öffentlichen Betrieben.“ 

 

Hinweise auf einen Stellenabbau beim BSR lassen sich recherchieren. Laut der Geschäftsberichte 

der BSR lässt sich ein Stellenabbau zwischen 2019 und 2024 nicht feststellen.  

Quelle: 

https://www.bsr.de/bsr-geschaeftsberichte 

 

Antwort Bergpartei: 

„Unsere ganzen Müllberge werden nach Asien und Afrika verkauft.“ 

 

Laut dem Statistischen Bundesamt hat Deutschland hierzulande gut 694 000 Tonnen 

Kunststoffabfälle ausgeführt. Hauptabnehmer waren Länder wie Niederlande (zum Weiterverkauf), 

Malysia und China, aber auch Türkei, Polen, Schweiz, Österreich und Vietnam. Wie das Statistische 

Bundesamt (Destatis) mitteilt, hat sich die Menge der exportierten Kunststoffabfälle damit in den 

letzten zehn Jahren fast halbiert (-48 %). Ein Grund dafür sind die Einfuhrbeschränkungen einiger 

asiatischer Länder für Plastikmüll. Im EU-Vergleich exportierte Deutschland im Jahr 2023 nach wie 

vor die größte Menge an Kunststoffabfällen. Elektroschrott wird hauptsächlich in afrikanische Länder 

exportiert. 

Quelle: 

https://www.destatis.de/DE/Presse/Pressemitteilungen/Zahl-der-Woche/2024/PD24_23_p002.html  

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

https://www.bsr.de/bsr-geschaeftsberichte
https://www.destatis.de/DE/Presse/Pressemitteilungen/Zahl-der-Woche/2024/PD24_23_p002.html
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Frage 19 - Was wollen Sie gegen Polizeigewalt machen? 

 

Antwort SGP: 

„Polizeigewalt nimmt dramatisch zu, arme und eingewanderte Jugendliche sind besonders betroffen.“ 

 

Die wissenschaftliche Datenlage zu Polizeigewalt in Deutschland ist sehr gering. Eine statistische 

Verlaufskurve von Polizeigewalt in Deutschland der letzten Jahre ist nicht auffindbar.  

Eine nicht-repräsentative Studie im Rahmen des Forschungsprojekts "Körperverletzung im Amt durch 

Polizeibeamt*innen" (KviAPol) durch ein Forschungsteam rund um Tobias Singelnstein, Professor für 

Kriminologie und Strafrecht der Goethe-Universität legt Ergebnisse zu Gewaltanwendungen durch 

Polizist*innen in Deutschland und zur strafrechtlichen Aufarbeitung solcher Geschehen vor. Die Studie 

erhob Daten von 2018 bis 2023. 

Laut eines gemeinsamen Berichts des ARD-Politikmagazins “Kontraste” und “Der Spiegel” kommt 

eine bisher unveröffentlichte Studie der Ruhr-Universität Bochum zu dem Ergebnis, dass es in 

Deutschland deutlich mehr Fälle mutmaßlich rechtswidriger Polizeigewalt geben könnte als die 

offiziellen Zahlen zeigen. Die Forschenden schätzen, dass es jährlich mindestens 12.000 

Verdachtsfälle gibt – etwa fünfmal so viele wie die Fälle, die tatsächlich angezeigt werden. Die 

Hochrechnung basiert auf der bislang größten Untersuchung zu Polizeigewalt in Deutschland mit über 

1.000 Betroffenen. Die Studie weist außerdem darauf hin, dass nur ein kleiner Teil der angezeigten 

Fälle vor Gericht landet und noch weniger mit einer Verurteilung endet. 

Quellen: 

https://aktuelles.uni-frankfurt.de/forschung/studie-uebermaessige-polizeiliche-gewaltanwendungen-

werden-nur-selten-aufgearbeitet/ 

https://www.rbb-online.de/kontraste/pressemeldungen-texte/unveroeffentlichte-studie--12-000-

verdachtsfaelle-unrechtmaessig.html 
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Frage 20 - Was tun Sie dagegen, dass Menschen auf der Straße 

leben? 

 

Antwort AfD: 

„…dass wegen der sogenannten EU-Freizügigkeit jetzt auch noch Obdachlose aus Polen, Bulgarien, 

Rumänien und anderen Länder hinzukommen.“ 

 

Der Wohnungslosenbericht 2024 zeigt: Seit 2022 ist das Verhältnis von deutschen und ausländischen 

wohnungslosen Menschen nahezu gleichgeblieben. Es gibt keine Hinweise auf einen plötzlichen 

Anstieg von Menschen, die ohne Wohnung nach Deutschland gekommen sind. 

Der Wohnungslosenbericht 2024 zeigt, dass Menschen ohne deutsche Staatsangehörigkeit häufiger 

von Wohnungslosigkeit betroffen sind als deutsche Staatsangehörige. Besonders unter den 

wohnungslosen Menschen ohne Unterkunft ist der Anteil von Personen aus anderen europäischen 

Ländern, darunter Polen, Bulgarien und Rumänien, vergleichsweise hoch. 

Die Aussage, dass Menschen bereits als Obdachlose nach Deutschland kommen, ist nicht 

nachweisbar. Dafür gibt es im Bericht keinen Beleg. Die Studie untersucht nicht, ob die betroffenen 

Personen bereits vor ihrer Einreise wohnungslos waren.  

Etwa 42 % der nichtdeutschen wohnungslosen Menschen hatten noch nie eine Wohnung in 

Deutschland. 39 % sind nach einem Wohnungsverlust in Deutschland wohnungslos geworden, 11 % 

fanden nach dem Auszug aus dem Elternhaus keine eigene Wohnung (Tabelle A-16 im Anhang). 

Wenn ein Wohnungsverlust ursächlich für die Entstehung von Wohnungslosigkeit war, hing das bei 

mehr als einem Viertel aller nichtdeutschen wohnungslosen Menschen (28 %) mit einer Bindung der 

Wohnung an ein Arbeitsverhältnis zusammen. Viele Menschen aus diesen Ländern sind bereits seit 

längerer Zeit wohnungslos in Deutschland. Rund 68 % sind seit mindestens einem Jahr wohnungslos. 

Der Bericht weist auch darauf hin, dass viele Betroffene keinen bezahlbaren Wohnraum finden können 

und keinen oder keinen gesicherten Zugang zu Sozialleistungen oder Krankenversicherung haben 

und dadurch in besonders schwierigen Lebenslagen leben. 

 

Quellen: 

https://www.eu-gleichbehandlungsstelle.de/eugs-de/experten/newsletter/betroffen-sind-viele-

zugewanderte-aus-osteuropa-2332132 

https://www.bagw.de/de/themen/zahl-der-wohnungslosen/uebersicht  

https://www.bmwsb.bund.de/SharedDocs/downloads/DE/veroeffentlichungen/wohnen/wohnungslose

nbericht-2024.pdf?__blob=publicationFile&v=1  

 

 

 

https://www.eu-gleichbehandlungsstelle.de/eugs-de/experten/newsletter/betroffen-sind-viele-zugewanderte-aus-osteuropa-2332132
https://www.eu-gleichbehandlungsstelle.de/eugs-de/experten/newsletter/betroffen-sind-viele-zugewanderte-aus-osteuropa-2332132
https://www.bagw.de/de/themen/zahl-der-wohnungslosen/uebersicht
https://www.bmwsb.bund.de/SharedDocs/downloads/DE/veroeffentlichungen/wohnen/wohnungslosenbericht-2024.pdf?__blob=publicationFile&v=1
https://www.bmwsb.bund.de/SharedDocs/downloads/DE/veroeffentlichungen/wohnen/wohnungslosenbericht-2024.pdf?__blob=publicationFile&v=1

